
Niederschrift  
 
aufgenommen bei der am Mittwoch, dem 28. März 2018, um 19:00 Uhr 
stattgefundenen Sitzung des Gemeinderates zu Wulkaprodersdorf, welcher eine 
ordnungsgemäße Einladung gem. § 36 der Gemeindeordnung vorausgegangen ist.  
 

Anwesend:  Bürgermeister Friedrich Zarits, VBgm. René Pint sowie Birgit Dragschitz, 
Elisabeth Szuppin MA, Ing. Hans Peter Gutdeutsch und Sabine Szuppin 
als Vorstandsmitglieder, Ing. Franz Mariel, Melitta Handl, Udo Borchers, 
Andreas Szuppin, Martin Kaiser, Viktor Mariel, Manuel Bernhardt MA, 
Pascal Paar, Anita Marx, Martin Skarits, Mag. Margarethe Krojer, René 
Neuberger, Gerhard Wukovatz und Mag. Wolfgang Dihanits als 
Gemeinderäte. 

 
 AL Ferdinand Wutschitz als Schriftführer 
 

Abwesend: GV Andreas Handl, entschuldigt 
 
Ersatzgemeinderäte:  Michael Dragschitz für GV Andreas Handl  
       
       
Vorsitzender eröffnet die Sitzung, konstatiert die Beschlussfähigkeit der Anwesenden 
und betraut mit der Legalisierung der Niederschrift Herrn GR Ing. Franz Mariel und 
Frau GR Mag. Margarethe Krojer.  
 
Vor Eingang in die TO weist GV Sabine Szuppin darauf hin, dass unter dem nunmehr 
auf der Tagesordnung stehenden Punkt 4) auch die Einbeziehung einer externen 
Moderation bei der letzten Sitzung besprochen wurde, was auch aus dem Protokoll 
zur letzten Sitzung hervorgeht. Bürgermeister erwidert, dass das unter dem TO-Punkt 
durchaus auch beantragt werden kann, weil es seiner Meinung nach in einem 
eindeutigen Sachzusammenhang steht.  
 
 

Tagesordnung: 
 

01) Protokollgenehmigung 
 

02) RA 2017 - Beschlussfassung 
 
03) Kindergarten Um- und Zubau - Vergabe der detail lierten Planungsarbeiten 

 
04) Bildung einer Arbeitsgruppe zur Behandlung der anstehenden Bauprojekte 

 
05) Geschäftsordnung – Behandlung und Beschlussfass ung 

 
06) Schaffung von Bauplätzen im Bereich der Mühlgas se und Erweiterung von 

Betriebsgebieten – Festlegung von generellen Widmun gskriterien  
 

07) Verkauf einer Teilfläche im Bereich der Oberen Hauptstraße (Pfarrkeller) – 
Festlegung der Verkaufskriterien und Erlassung der Widmungsverordnung 

 



08) RHB Wulka – Wegesystem - Beschlussfassung 
 
09) Berichte  
 

a) des Prüfungsausschusses  
b) der Obmänner/-frauen 
c) allgemein 

 
10) Allfälliges    
 
 
 
 
01) Protokollgenehmigung 
 
Vorsitzender ersucht um Genehmigung der Niederschriften vom 01.03.2018 und der 
gesonderten Niederschrift vom 20.12.2017 und ersucht um Wortmeldungen.  
 
Es entwickelt sich eine kurze Diskussion, in der seitens der SPÖ und UDW darauf 
hingewiesen wird, dass es gesetzliche Vorgaben gibt und mit Ausnahme des 
vorletzten Protokolls diese ges. Fristen nicht eingehalten wurden, weshalb es auch 
keine Zustimmungen zu den Protokollen geben werden.    
 
Bürgermeister nimmt dies zur Kenntnis und ersucht um Genehmigung der 
Niederschrift vom 01.03.2018. 
 

Bl.Zl. 10 a/2018 
 
Die Niederschrift vom 01.03.2018 wird vom Gemeinderat mit 11:10 Stimmen (11 
Stimmen der SPÖ und UDW Gemeinderäte) abgelehnt. 
 
Bürgermeister ersucht um Genehmigung der gesonderten Niederschrift vom 
20.12.2017. 
 

Bl.Zl. 10 b/2018 
 
Die gesonderte Niederschrift vom 20.12.2017 wird vom Gemeinderat mit 11:10 
Stimmen der SPÖ und UDW Gemeinderäte) abgelehnt.  
 
Vorsitzender führt aus, dass man bei der Aufsichtsbehörde die rechtl. Konsequenzen 
der beiden ablehnenden Beschlüsse und die Auswirkungen (finanz. Belange NS v. 
20.12.17) abklären wird.  
 

 
02) RA 2017 - Beschlussfassung 
 
Bürgermeister führt aus, dass gem. § 75 der GO nach Ablauf des Finanzjahres der 
Rechnungsabschluss 2017 erstellt wurde und nach Behandlung im GV zwei Wochen 
hindurch, dies war in der Zeit vom 28. Feber bis 14. März 2018, zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufgelegen ist, wobei hierzu keine Erinnerungen eingebracht wurden. 
 



Der RA wurde im GV und in weiterer Folge ausführlich im Prüfungsausschuss 
behandelt und besprochen. Den GR-Mitgliedern wurden per Mail die Unterlagen und 
schriftlichen Erläuterungen übermittelt und er stellt den RA 2017 zur Diskussion. 
 
GR G. Wukovatz stellt die Anfrage, ob abzusehen ist, bis wann mit einer 
Ausfinanzierung der Bundes- und Landesförderung für die HW-Projekte zu rechnen 
ist, worauf der AL antwortet, dass dies leider nicht der Fall ist. Grunds. liegt eine 
Zusage des Landes für die nächsten Monate für ca. € 250.000,-- vor. Sofern es zu 
keinen größeren Katastrophen (z.B. Hochwasser, ...) in Gesamtösterreich kommt, ist 
eine entspr. hohe Anweisung im heurigen Jahr möglich (Endg. Förderleistung 
innerhalb von 10 Jahren).  
 
Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, stellt der Vorsitzende den Antrag 
auf Beschlussfassung des vorl. Rechnungsabschlusses 2017 
 

Bl.Zl. 11/2018 
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Rechnungsabschluss 2017 wie folgt: 
 

I. Kassenabschluss 
 
Der Kassenabschluss per 31.12.2017, mit einem Endstand von € 1.035.320,66 wird 
der gegenständlichen Niederschrift als wesentlicher Bestandteil (Beilage 1) 
beigeschlossen. 
 
 

II. Haushaltsrechnung 
 
A. Ordentlicher Haushalt 
 
      Soll     Ist 
 
Einnahmen        3.412.128,82     3.890.679,78 
Ausgaben        3.126.561,56     3.596.081,85 
---------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Überschuss/Abgang         285.567,26        294.597,93 
========================================================= 
 
B. Außerordentlicher Haushalt 
      Soll    Ist 
 
Einnahmen         1.926.079,66    2.075.120,54 
Ausgaben         2.072.632,72        2.219.380,46       
---------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Überschuss/Abgang         -146.553,06        -144.259,92 
========================================================= 
 
Erläuterung Soll/Ist-Abgang: Der Soll- und Ist-Abgang resultiert aus dem ao Vorhaben: 
632 – Hochwasserschutz: Diese Abgänge werden im HH-Jahr 2018 aufgrund von 
ausstehenden Fördermitteln des Bundes und Landes gedeckt.   
 



C. Durchlaufende Gebarung 
 
            Soll            Ist 
 
Einnahmen                1.936.225,28    2.348.415,30 
Ausgaben                1.936.225,28                     1.463.432,65 
--------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Überschuss/Abgang                  0,--       884.982,65 
========================================================= 
 

III. Vermögensrechnung 
 

 Aktiva                           15.242.332,66 
                                           Passiva                           2.782.292,11 
                                           --------------------------------------------------- 

           Reinvermögen        12.460.040,55 
                                           ============================= 
 
 
 
03) Kindergarten Um- und Zubau - Vergabe der detail lierten Planungsarbeiten 
 
Vorsitzender berichtet einleitend über den Termin vom 5.3.2018 in der zust. Abteilung 
des Landes und geht im Detail darauf ein (Versorgungsauftrag der Gemeinde; 
Überschreitung von Gruppen um jew. 2 Kinder nur dann möglich, wenn nicht absehbar; 
Vorschlag: Kooperation mit anderen Gemeinden oder Tagesmütter, Stellungnahme 
der Gemeinde bis 15. April, welche Entsch. und Maßnahmen getroffen werden). In 
weiterer Folge wurde das Gespräch mit der Abt. 2 betr. Finanzierungsmöglichkeiten 
gesucht und vereinbart, dass mögliche Kostenvarianten dem Land zwecks Beurteilung 
der finanz. Situation der Gemeinde übermittelt werden, was umgehend erfolgt ist, es 
liegt allerdings noch keine Antwort dazu vor. In einem zwischenzeitlich 
stattgefundenen Gespräch wurde den Fraktionsführern das gegenst. Schreiben und 
die finanzielle Beurteilung und Stellungnahme des Landes zum VA-2018 übergeben, 
wobei die Zahlen seiner Meinung nach ein eindeutiges Bild zeigen. Er wird daher in 
weiterer Folge darum ersuchen, die Vergabe der detaillierten Planungsarbeiten 
vorzunehmen und Arch. Bauer, dessen Angebot seit Dez. 2017 vorliegt, damit zu 
beauftragen. 
 
VBgm führt aus, dass er sich ebenfalls über den Stand der Dinge informiert hat. Die 
Genehmigung einer prov. geführten 4. Gruppe für 2 Monate, ohne konkrete 
Entscheidung des Gemeinderates, ist aus gesetzl. Gründen nicht möglich (Gemeinde 
ist hier laut Auskunft seit 3 Jahren säumig!). Abteilungsleiterin Mag. Priber hat aber 
zugesagt, dass sie sich eine Sonderlösung für Mai und Juni in der Form vorstellen 
kann, dass die 2 bis 4 Kinder, sofern sie von einer Tagesmutter extern betreut werden, 
den Außenbereich des Kindergartens nutzen können, weil ja die gesetzl. 
Voraussetzungen dafür gegeben sind.  
 
Es entwickelt sich in weiterer Folge eine eingehende Diskussion über die 
pädagogische Qualität dieses Lösungsvorschlages (Gruppenzugehörigkeit, 
Sozialisierung, …), Säumigkeit der Gemeinde, die der Bgm aufgrund der mehrfachen 
Vorsprachen entschieden zurückweist, andere Lösungsvarianten, Auswirkungen der 



Beauftragung von Arch. Bauer, Verzögerungsgründe (kein oder verspätet vorl. Raum- 
und Nutzungskonzept), Konsequenzen in fördert. und rechtl. Hinsicht, Zusicherungen 
des Landes aufgrund von mündl. Vorsprachen (AV, Protokollierungen, …), Vorliegen 
eines gültigen Grundsatzbeschlusses, Blockierung von Beschlüssen, Finanzkraft der 
Gemeinde (Haftungen), Alternativen zu einem Zubau, Prüfung eines Neubaus, 
Lukrierung von Förderungen, Entwicklungskonzepte, mobile Lösungen, 
Gesamtplanung und Gesamtkonzept und Verfall des Gemeindeinfrastrukturpaketes. 
 
VBgm spricht sich nochmals dafür aus über den Verein Tagesmütter die zwei 
problematischen Monate zu überbrücken (lt. Auskunft gäbe es hier eine geeignete 
Fachkraft), in Ruhe bis Ende Juli ein Gesamtkonzept zu erarbeiten und der Abt. 7 das 
Ergebnis bekanntzugeben, womit auch die Zusicherung zur Führung einer prov. 4. 
Gruppe bis zur Umsetzung der getroffenen Entscheidung erwirkt werden könnte. Als 
Betreuungsort könnte er sich das nahe dem Kindergarten gelegene SPÖ-Heim 
vorstellen.  
 
Es entwickelt sich eine weitere Diskussion betr. rechtl. Voraussetzungen, fehlendem 
Vorliegen von schriftl. Zusagen und Stellungnahmen, Finanzierbarkeiten und 
alternativen Möglichkeiten und abschließend schlägt der Vorsitzende vor zu einer 
Entscheidung zu kommen.  
 
GV Sabine Szuppin ersucht, dass für ca. 10 min. die Sitzung unterbrochen wird.  
 
Nach kurzen Wortmeldungen unterbricht der Vorsitzende um 20:03 Uhr die Sitzung für 
15 min.  
 
Um 20:15 Uhr nimmt der Vorsitzende die Sitzung wieder auf und stellt den Antrag, die 
detaillierten Planungsarbeiten für den Um- und Zubau des Kindergartens an Arch. DI 
Bauer auf Basis des vorliegenden Angebotes um netto € 32.000,-- zu vergeben.  
 

Bl.Zl. 12/2018 
 
Der Gemeinderat beschließt mit 10:11 Stimmen (11 Stimmen, davon 10 
Gegenstimmen: alle 7 SPÖ Gemeinderäte und 3 UDW-Gemeinderäte, namentlich GV 
Sabine Szuppin, GR René Neuberger, GR Gerhard Wukovatz – 1 Stimmenthaltung: 
GR Mag. Margarethe Krojer) den Antrag des Vorsitzenden abzulehnen. 
 
GV Sabine Szuppin führt an, dass sich die ablehnende Haltung der UDW nicht auf die 
Kinderbetreuung bezieht, sondern darauf, dass seit Jahren von der UDW ein 
Gesamtkonzept gefordert wird und das von der ÖVP abgelehnt und nicht akzeptiert 
wird und diesbezüglich auch keine Unterstützung zu erkennen ist. Hier sieht man nun 
die Möglichkeit, dass man sich vielleicht doch noch mit einer Gesamtsamtentwicklung 
von Wulkaprodersdorf auseinandersetzt und eine Gesamtbetrachtung möglich wird.  
 
04) Bildung einer Arbeitsgruppe zur Behandlung der anstehenden Bauprojekte 
 
Vorsitzender führt aus, dass die Behandlung des gegenst. TO-Punktes in der letzten 
GR-Sitzung u.a. wie vor Eingang in die TO von GV S. Szuppin angeführt durch eine 
prof. Begleitung, zugesagt wurde und er geht davon aus, dass auch hier die 
Meinungen dazu auseinander gehen werden.  
 



Seitens der ÖVP hat man dieses Thema intensiv beraten und er geht davon aus, dass 
alle Fraktionen bereits einen Entwicklungsprozess, wie zuletzt erwähnt, durchlaufen 
haben.  
 
Er vertritt nach wie vor die Meinung, dass die schriftlichen Ergebnisse der Konzepte 
der einzelnen Fraktionen eigentlich nur zusammengefasst und verglichen werden 
müssten um in Erfahrung zu bringen, wo Deckungsgleichheit vorliegt. Seitens der ÖVP 
ist man auch der Meinung, dass es in diesem Entwicklungsstadium, in dem sich bereits 
alle Fraktionen befinden, schwer sein wird, quasi neu an den Start zu gehen und einen 
neuen Prozess zu beginnen, weil vorauss. bereits vorgefasste Meinungen mitgebracht 
werden.  
 
Daher hat man sich in der ÖVP dazu entschlossen, dass bestehende Konzept aus 
dem Jahr 2014, aufgrund der Entwicklungen der letzten Monate entspr. zu 
überarbeiten und zu adaptieren und er übergibt den Fraktionsführern jeweils ein 
Exemplar. Darin sind ua. auch die finanziellen Auswirkungen und Abschätzungen jener 
Projekte enthalten, die von der ÖVP vorgeschlagen werden samt Finanzplan bis zum 
Jahr 2028. 
 
GV Sabine Szuppin erläutert, dass es unter diesem TO-Punkt zur Bildung einer 
Arbeitsgruppe kommen sollte, die sich mit der gesamtheitl. Planung von 
Wulkaprodersdorf befasst – was bis jetzt im Gemeinderat nicht geschafft wurde, weil 
man sich auf keinen gemeinsamen Nenner einigen konnte, die Meinungen bei 
einzelnen Projekten zu weit auseinandergehen und es zu keiner Gruppenarbeit 
gekommen ist – Natürlich sei der finanzt. Bereich auch ein Teil der Planung, so wie ein 
Zeitplan, aber nicht am Beginn, sondern gegen Ende des Prozesses. Es sollte eine 
Bedarfserhebung an erster Stelle stehen (Gemeindeamt, KG, Starterwohnungen, …) 
und ihrer Meinung nach ist das nur mit einer prof. Moderation von außen möglich 
(Festlegung eines Fahrplanes und kein Stückwerk mehr). Sie weist darauf hin, dass 
man sich in der letzten Legislaturperiode bereits mit der Einleitung eines 
Entwicklungsprozesses und der Beauftragung einer prof. Moderation befasst hat und 
aufgrund der Ausschreibung zwei Moderatoren in die engere Wahl gekommen sind – 
sie würde vorschlagen, dass man einen dieser Experten mit der Betreuung beauftragt. 
Eine der beiden war damals Frau Mag. Krajasits, mit der sie Rücksprache gehalten 
hat und diese bereit wäre den Prozess auch zu begleiten. Man kann von 3 – 4 
Sitzungen (Tagessätzen) ausgehen, wobei sich ein Tagsatz auf ca. € 850,-- (Vor- und 
Nachbereitung, Protokolle, …) belaufen würde, wobei sie vorschlägt, dass man sich 
im Falle eines Zustandekommens mit ihr zusammensetzt und den genauen finanz. 
Rahmen definiert. In Summe müsse man mit ca. € 4.000,-- rechnen, ein genauer 
Zeitplan (z.B. bis Ende Juni) sollte definiert werden und sie würde diese Thematik 
gerne zur Abstimmung bringen.  
 
Bgm. erwidert, dass die ÖVP die Probleme und Aufgaben in Wulkaprodersdorf sehr 
wohl gesamtheitlich betrachtet hat und auch die finanz. Spielräume und Auswirkungen 
berücksichtigt wurden und man dabei erkennen musste, dass man aufgrund der 
budgetären Mittel zu Streichungen und Kürzungen gezwungen sein wird. Gerade 
darum hat man sich sehr intensiv auch mit einer möglichen finanziellen Entwicklung 
der Gemeinde auseinandergesetzt. 
 
Es entwickelt sich in weiterer Folge eine eingehende Diskussion über den Begriff der 
gemeinsamen Entwicklung von Projekten und Konzepten, die Beauftragung von Fr. 



Mag. Krajasits oder eines anderen Moderators, der Arbeit in den Ausschüssen und 
deren Funktion, den Umfang der zu erarbeitenden Themen, die Einarbeitung 
(Zusammenführung) von schriftl. Konzepten, dem weiteren Ablauf sowie der Setzung 
der nächsten Arbeitsschritte, Festlegung eines Kostenrahmens, mögliche 
Förderungen, Form der Beauftragung und es zeigt sich, dass die Meinungen teilweise 
deutlich auseinandergehen, sodass der Vorsitzende letztendlich um Antragstellung 
ersucht.  
 
GV Sabine Szuppin stellt den Antrag, auf Bildung einer Arbeitsgruppe für die 
Entwicklung eines Gesamtentwicklungskonzeptes für Wulkaprodersdorf mit der 
externen Moderatorin Fr. Mag. Krajasich, die mit der Erstellung eines 
Kostenvoranschlages beauftragt werden soll und in Abstimmung mit allen 3 Fraktionen 
die Zielvorgaben definiert werden sollen.  
 
Vorsitzender bringt den Antrag zur Abstimmung. 
 

Bl.Zl. 13/2018 
 
Der Gemeinderat beschließt mit 11:10 Stimmen (10 Gegenstimmen der ÖVP 
Gemeinderäte) dem Antrag auf Bildung einer Arbeitsgruppe für die Entwicklung eines 
Gesamtentwicklungskonzeptes für Wulkaprodersdorf mit der externen Moderatorin Fr. 
Mag. Krajasits, die mit der Erstellung eines Kostenvoranschlages beauftragt werden 
soll und in Abstimmung mit allen 3 Fraktionen die Zielvorgaben definiert werden sollen, 
positiv gegenüberzutreten.  
    
Vorsitzender ersucht anschließend um Protokollierung, dass es der ÖVP nicht darum 
geht gegen die Dorfentwicklung zu sein, sondern man der Meinung ist, dass der 
vorgeschlagene Weg, der weitaus effektivere wäre.  
  

 
05) Geschäftsordnung – Behandlung und Beschlussfass ung 
 
Vorsitzender führt aus, dass die Mustergeschäftsordnung im Gemeindevorstand 
übergeben und in einer Besprechung der Fraktionsführer behandelt wurde.  Grunds. 
passt das vorliegende Muster mit einigen geringfügigen Änderungen/Streichungen 
(Geltungsbereich: GR, GV und Prüfungsausschuss -  Streichung der Bestimmungen 
zum Berufungsausschuss). 
 
Am gestrigen Tag ist ein Mail von GV Szuppin eingelangt und der Vorsitzende bringt 
den Inhalt dem GR mit nachstehenden Änderungsvorschlägen zur Kenntnis.  
 
1)Unterlagen für GR-Sitzungen den GR-Mitgliedern elektronisch übermitteln 
(Vereinfachung, …) – Vorschlag: Festlegung im GV, was übermittelt werden soll 
(sensible Daten, Datenmengen, …) 
 
2)Bildliche Darstellung von Plänen und Übersichtskarten in der GR-Sitzung 
(Darstellung von Details) – Vorschlag: sollte grunds. kein Bestandteil der GO sein und 
auch nicht darin geregelt werden – dennoch Zusage, obwohl die Infrastruktur nicht 
gegeben ist, es nach Möglichkeit zu versuchen  
 



3) über Anliegen, die unter Allfälliges vorgebracht werden, sind in der nächstfolgenden 
GR-Sitzung bezügl. der erfolgten Erledigung zu berichten – Vorschlag: bezüglich des 
Erledigungsstandes, weil die Angelegenheit ev. noch nicht erledigt wurde 
 
Nach kurzer Diskussion einigt man sich darauf, dass die besprochenen Ergänzungen, 
unter einem eigenen Paragraphen „Sitzungsvorbereitungen“ in die Geschäftsordnung 
aufgenommen werden sollen.  
 
Abschließend stellt der Vorsitzende den Antrag, die vorliegende Geschäftsordnung, 
die für den Gemeinderat, den Gemeindevorstand und den Prüfungsausschuss gelten 
soll, ergänzt durch die besprochenen und lt. Vorschlag zu änderten Punkte 1) und 3) 
zu beschließen 
 

Bl.Zl. 14/2018 
 
Der Gemeinderat beschließ gemäß § 46 Abs. 1 der Burgenländischen Gemeinde-
ordnung, LGBl.Nr. 55/2003 i.d.g.F., einstimmig nachstehende 
 
     

Geschäftsordnung 
 

für den Gemeinderat, den Gemeindevorstand 
und den Prüfungsausschuss  

 
der Marktgemeinde Wulkaprodersdorf 

vom 28.03.2018 
 
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Aufforderung bei unentschuldigtem Fernbleiben 
§ 3 Tagesordnung 
§ 4 a) Verhandlungsgegenstände 
      b) Sitzungsvorbereitungen 
§ 5 Rechte der Mitglieder, Anträge und Anfragen 
§ 6 Eröffnung der Sitzung 
§ 7 Verlauf der Sitzung 
§ 8 Anträge zur Geschäftsordnung 
§ 9 Anträge zum Tagesordnungspunkt 
§ 10 Abstimmung 
§ 11 Sitzungspolizei 
§ 12 Aufzeichnungen 
§ 13 Inkrafttreten 
 
 
 
 
 
 

 



 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Die nachfolgenden Bestimmungen über die Geschäftsordnung des Gemeinderates gelten sinngemäß 
auch für den Gemeindevorstand und den Prüfungsausschuss. 
 

 
§ 2 

Aufforderung bei unentschuldigtem Fernbleiben 
 
 
Ist ein Mitglied des Gemeinderates, des Gemeindevorstandes oder des Prüfungsausschusses ohne 
triftigen Entschuldigungsgrund zu zwei aufeinander folgenden Sitzungen nicht erschienen, so hat es der 
Bürgermeister unter Hinweis auf die Folge des Mandatsverlustes nachweislich schriftlich aufzufordern, 
an der nächsten Gemeinderatssitzung teilzunehmen. 

 
 

§ 3 
Tagesordnung 

 
(1) Der Vorsitzende ist berechtigt, einzelne Tagesordnungspunkte vor Beginn der Sitzung von der 
Tagesordnung abzusetzen, wobei die Absetzung dem Gemeinderat spätestens bis zur Verkündigung des 
Überganges zur Tagesordnung (§ 6 Abs. 4) mitzuteilen ist. Von der Absetzung ausgenommen sind 
Tagesordnungspunkte 
a) die eine Volksabstimmung über die Absetzung des von der Gesamtheit der Wahlberechtigten der 
Gemeinde gewählten Bürgermeisters zum Gegenstand haben; 
b) die einen Misstrauensantrag gegen den vom Gemeinderat gewählten Bürgermeister oder ein anderes 
Mitglied des Gemeindevorstandes zum Gegenstand haben; 
c) die von wenigstens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder, einem Ortsvorsteher in einer den 
Ortsverwaltungsteil berührenden Angelegenheit oder von allen Mitgliedern einer Gemeinderatspartei 
(je 1 Tagesordnungspunkt pro Sitzung) schriftlich verlangt wurden; 
d) die von der Aufsichtsbehörde verlangt wurden; 
e) die aufgrund vorangehender Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates in einer neuerlichen Sitzung 
behandelt werden; 
f) die einen Bericht des Prüfungsausschusses bzw. allfällige Minderheitsberichte zum Gegenstand 
haben; 
g) die nach anderen gesetzlichen Bestimmungen aufgenommenen Tagesordnungspunkte. 
(2) Nach Verkündigung des Überganges zur Tagesordnung durch den Vorsitzenden (§ 6 Abs. 4) kann 
der Gemeinderat auf Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag eines Mitgliedes des Gemeinderates 
einstimmig beschließen, dass ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung abgesetzt, oder dass 
ein nicht auf der Tagesordnung stehender Verhandlungsgegenstand in die Verhandlung genommen 
wird. Solche Anträge können bis zum Schluss der Sitzung gestellt werden. Auch eine Beschlussfassung 
unter dem Tagesordnungspunkt "Allfälliges" ist nur unter diesen Voraussetzungen zulässig. 
 
  

§ 4 a 
Verhandlungsgegenstände 

 
Gegenstand der Verhandlungen des Gemeinderates sind Anträge, Anfragen, Berichte, Petitionen und 
Beschwerden. 
 
 
 
 



 
§ 4 b 

Sitzungsvorbereitungen 
 
(1) Unterlagen für Gemeinderat-Sitzungen: Im Zuge der Vorbereitung der Gemeinderat-Sitzung soll in 
der jeweils vorgelagerten Gemeindevorstand-Sitzung festgelegt werden, welche Unterlagen in welcher 
Form an die Mitglieder des Gemeinderates übermittelt werden (sensible Daten, …) 
 
(2) Über Anliegen, die unter Allfälliges vorgebracht wurden, ist in der nächstfolgenden GR-Sitzung 
bezüglich des Erledigungsstandes zu berichten 
 
 

§ 5 
Rechte der Mitglieder, Anträge und Anfragen 

 
(1) Die Mitglieder des Gemeinderates sind berechtigt, in den Gemeinderatssitzungen zu den einzelnen 
Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, Anträge zu stellen und das Stimmrecht auszuüben. 
Anträge können vom Bürgermeister, vom Gemeindevorstand, von einem Ausschuss und von jedem 
einzelnen Mitglied des Gemeinderates gestellt werden. 
(2) Die Berichterstattung über die zur Verhandlung gelangenden Anträge obliegt 
a) bei Anträgen des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes dem Bürgermeister oder einem von 
ihm bestimmten Mitglied des Gemeinderates bzw. Gemeindevorstandes; 
b) bei Anträgen der vom Gemeinderat bestellten Ausschüsse den Obmännern bzw. den von den 
Ausschüssen aus ihrer Mitte bestimmten Berichterstattern; 
c) bei Petitionen und Beschwerden dem Bürgermeister; 
d) im übrigen dem Antragsteller. 
(3) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, an den Bürgermeister, an ein Mitglied des 
Gemeindevorstandes sowie an die Ausschussvorsitzenden Anfragen zu richten. 
(4) Anfragen, die nicht einen Gegenstand der Tagesordnung betreffen, können nur unter dem 
Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ gestellt werden.  
 (5) Auf Verlangen des Anfragestellers sind mündliche Anfragen und mündliche 
Anfragebeantwortungen in die Verhandlungsschrift aufzunehmen. Ein solches Verlangen ist 
unmittelbar nach der mündlichen Anfrage bzw. der mündlichen Anfragebeantwortung zu stellen. 
(6) Anfragen sind spätestens in der nächsten Sitzung vor Eingehen in die Tagesordnung zu beantworten. 
Die Beantwortung kann bis zu diesem Zeitpunkt auch schriftlich erfolgen. 
(7) Anfragen gemäß § 5 Abs. 3 können auch schriftlich beim Gemeindeamt eingebracht werden. Diese 
sind in der nächsten Sitzung zu verlesen und nach Möglichkeit mündlich zu beantworten. Kann die 
Anfrage während der Sitzung nicht beantwortet werden, so ist die Anfrage innerhalb von 8 Wochen 
nach der Sitzung schriftlich zu beantworten. 

 
 

§ 6 
Eröffnung der Sitzung 

 
(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung zur anberaumten Stunde und stellt fest, ob sämtliche Mitglieder 
ordnungsgemäß zur Sitzung geladen wurden, ob Ladungsmängel durch rechtzeitiges Erscheinen 
behoben wurden und ob die Gemeinderatsmitglieder in beschlussfähiger Anzahl anwesend sind. 
(2) Ist die Beschlussfähigkeit nicht gegeben, so hat der Vorsitzende die Sitzung zu unterbrechen oder 
zu schließen. 
(3) Stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest, hat er über Vorschlag der Gemeinderatsparteien 
mindestens zwei Gemeinderäte als Beglaubiger der Verhandlungsschrift, die nach Möglichkeit 
verschiedenen Gemeinderatsparteien angehören sollen, zu bestimmen. Sodann hat er nach allfälliger 
Beantwortung von Anfragen gemäß § 5 Abs. 6 und 7 die Frage zu stellen, ob jemand gegen die 
Verhandlungsschrift der letzten Sitzung Einwendungen erheben will. Wenn gegen diese 
Verhandlungsschrift keine Einwendungen erhoben werden, erklärt sie der Vorsitzende als genehmigt. 



Werden gegen die Verhandlungsschrift Einwendungen vorgebracht, so ist darüber sogleich zu 
verhandeln und zu beschließen. 
(4) Danach verkündet der Vorsitzende den Übergang zur Tagesordnung. 
  
 

§ 7 
Verlauf der Sitzung 

 
(1) Die Behandlung eines Tagesordnungspunktes beginnt mit der Darstellung des Sachverhaltes durch 
den Vorsitzenden, den Berichterstatter oder den Antragsteller, der einen bestimmten und begründeten 
Antrag zu stellen hat. 
(2) Anschließend an die Berichterstattung folgt die vom Vorsitzenden geleitete Wechselrede. Der 
Vorsitzende eröffnet die Wechselrede, indem er jedem sich durch Handerhebung zum Wort gemeldeten 
Gemeinderatsmitglied in der Reihenfolge der Meldung das Wort erteilt. 
(3) Jedem Redner steht es frei, sobald er das Wort erlangt, einem anderen Mitglied des Gemeinderates 
sein Rederecht abzutreten. Jedoch darf das Wort an einen Redner, der über den Verhandlungsgegenstand 
schon zweimal gesprochen hat, nicht abgetreten werden. Wer, zur Rede 
aufgefordert, im Sitzungssaal nicht anwesend ist, verliert das Wort. 
(4) Ist die Reihe der Redner erschöpft, so hat der Vorsitzende dem Berichterstatter (Antragsteller) das 
Schlusswort zu erteilen, auf das dieser jedoch verzichten kann. Ergreift der Vorsitzende nach dem 
Schlusswort neuerlich das Wort, so gilt die Wechselrede als wiedereröffnet. 
(5) Nach dem Schlusswort des Berichterstatters (Antragstellers) lässt der Vorsitzende über den Antrag 
abstimmen. Der Vorsitzende hat das Ergebnis der Abstimmung sogleich festzustellen und zu verkünden. 
(6) Unter dem Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ hat der Vorsitzende den voraussichtlichen Termin der 
nächsten Sitzung bekanntzugeben. 
(7) Der Vorsitzende schließt die Sitzung, wenn die Tagesordnung erschöpft ist. 

 
 

§ 8 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung und Anträge zur Geschäftsordnung können ohne 
Unterbrechung eines Redners jederzeit gestellt werden. Der Antrag ist sofort in Verhandlung zu ziehen 
und es kann hiezu nur einem Für- und einem Gegenredner das Wort erteilt werden. 
(2) Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere: 
a) der Antrag auf Vertagung; wird dieser Antrag angenommen, so ist der Gegenstand in die 
Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung aufzunehmen, sofern der Gemeinderat nicht eine 
andere Frist bestimmt; 
b) der Antrag auf Begrenzungen der Redezeit; eine Begrenzung unter fünf Minuten für jeden 
Debattenredner ist jedoch nicht zulässig; 
c) der Antrag auf Festlegung der Anzahl, wie oft ein Gemeinderatsmitglied zu einem Gegenstand das 
Wort ergreifen darf; 
d) der Antrag auf Sitzungsunterbrechung; 
e) der Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung. 
 
 

§ 9 
Anträge zum Tagesordnungspunkt 

 
(1) Zu einem Tagesordnungspunkt können folgende Anträge 
gestellt werden: 
a) Hauptanträge, 
b) Gegenanträge, 
c) Abänderungsanträge. 
(2) Hauptanträge sind Anträge zu einem Tagesordnungspunkt, die von einem Berichterstatter (§ 5 Abs 
2) gestellt werden. 



(3) Gegenanträge sind Anträge, die von einem Mitglied des Gemeinderates gestellt werden, dass nicht 
Berichterstatter ist und ein gänzlich anderes Begehren als der Hauptantrag zum Inhalt haben. 
(4) Abänderungsanträge sind Anträge, die von einem Mitglied des Gemeinderates gestellt werden, dass 
nicht Berichterstatter ist, und den Inhalt des Hauptantrages nur teilweise abändern oder ergänzen. 

 
§ 10 

Abstimmung 
 
(1) Unbeschadet des § 8 sind Abänderungsanträge vor dem Haupt- oder Gegenantrag zur Abstimmung 
zu bringen. Wird der Abänderungsantrag abgelehnt, ist der Hauptantrag zur Abstimmung zu bringen. 
Wird auch der Hauptantrag abgelehnt, ist der Gegenantrag zur Abstimmung zu bringen. Findet ein 
Antrag (§ 9 Abs. 1) die Mehrheit, ist der Tagesordnungspunkt erledigt, so dass über weitere Anträge zu 
diesem Gegenstand nicht abgestimmt werden darf. 
(2) Bei zwei oder mehreren gleichartigen Anträgen (§ 9 Abs. 1) bestimmt der Vorsitzende welcher dieser 
Anträge zuerst zur Abstimmung gelangt. 
(3) Der Wortlaut jedes Antrages ist vor der Abstimmung genau zu präzisieren und vom Schriftführer 
festzuhalten. 
 
 

§ 11 
Sitzungspolizei 

 
(1) Der Vorsitzende kann aus Gründen der Sitzungspolizei auch während der Rede eines zur Teilnahme 
an den Beratungen Berechtigten das Wort ergreifen. 
(2) Sobald der Vorsitzende zu sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede so lange zu unterbrechen, 
bis der Vorsitzende seine Ausführungen beendet hat, widrigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann. 
(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Vorsitzenden „zur Sache“ nach sich. Nach dem 
dritten Ruf „zur Sache“ kann der Vorsitzende dem Redner das Wort entziehen. 
(4) Wurde einem Redner wegen Abweichung vom Gegenstand das Wort entzogen, so kann der 
Gemeinderat ohne Debatte beschließen, dass er den Redner dennoch hören will. 
(5) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratungen des Gemeinderates berechtigt ist, den Anstand 
oder die Sitte verletzt oder beleidigende Äußerungen gebraucht, spricht der Vorsitzende die 
Missbilligung darüber durch den Ruf „zur Ordnung“ aus. Im Besonderen kann 
der Vorsitzende die Rede unterbrechen und einem Redner auch nach dem dritten Ruf „zur Ordnung“ 
das Wort entziehen. 
(6) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratungen des Gemeinderates berechtigt ist, Anlass zum 
Ordnungsruf gegeben hat, kann 
dieser vom Vorsitzenden auch am Schluss derselben Sitzung oder am Beginn der nächsten Sitzung 
ausgesprochen werden. 
(7) Ein Ruf "zur Sache" oder "zur Ordnung" kann von jedem, der zur Teilnahme an den Beratungen 
berechtigt ist, vom Vorsitzenden verlangt werden. Der Vorsitzende entscheidet hierüber endgültig. 
(8) Der Gemeinderat hat aus seiner Mitte zwei Ordner nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes 
zu bestellen. 
(9) Die Zuhörer haben sich jeder Äußerung zu enthalten. Sollten Zuhörer störend in die Beratung 
eingreifen, so ist der Vorsitzende berechtigt und verpflichtet, nach fruchtloser Ermahnung die 
Ruhestörer und nötigenfalls auch sämtliche Zuhörer durch die Ordner (Abs. 8) aus dem Sitzungssaal 
entfernen zu lassen. 
 

§ 12 
Aufzeichnungen 

 
Tonaufzeichnungen der öffentlichen Gemeinderatssitzungen sind zulässig. Einschränkungen können 
verfügt werden, wenn dies für den geordneten Sitzungsverlauf geboten erscheint. Bildaufnahmen sind 
nicht gestattet. 
 
 



§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
 
 
06) Schaffung von Bauplätzen im Bereich der Mühlgas se und Erweiterung von 

Betriebsgebieten – Festlegung von generellen Widmun gskriterien  
 
Vorsitzender führt aus, dass in der letzten GR-Sitzung berichtet wurde, dass man sich 
nach fast einjährigen Verhandlungen mit den Grundeigentümern im Bereich der 
Mühlgasse einigen konnte und nunmehr die Festlegung von generellen Widmungs-
kriterien wie folgt erfolgen sollte: 
 
Widmungskriterien für die Schaffung von Bauplätzen bzw. Betriebs-/Industrie-
grund: 
 
Bauplätze :  
 

• mind. 50 % der Gesamtnettofläche (effektive Baufläche) eines neu zu 
erschließenden bzw. zu widmenden Baugebietes sind um € 55,30/m² der 
Gemeinde oder direkt an Dritte zu verkaufen – hier gilt grundsätzlich Bauzwang 
(Baubeginn innerhalb von 3 Jahren ab Vertragsabschluss) 
 

• Die Nettobauplatzfläche ergibt sich aus der Grundstücksfläche abzüglich der für 
die Erschließung erf. Verkehrsflächen (liegt in der Regel zw. 10 – 15 %)  
 

• Der oben angeführte Preis/m² gilt bis zum 31.12.2020 – danach wird dieser, im 
Falle von zukünftigen Erschließungsprojekten, an den VPI angepasst 

 
Betriebs- und Industriegründe:  
 

• Kaufpreis: € 12,50/m² der Bruttofläche – VPI ab 01.01.2021 
 
Nach kurzer Erläuterung des Erschließungskonzeptes im Bereich der Mühlgasse, stellt 
er den TO-Punkt zur Diskussion. 
 
Es entwickelt sich eine eingehende Diskussion über Preisfestlegung, Frage zu den eff. 
Kosten inkl. Aufschließung (ca. € 82,- bis € 85,--/m²) – Auswirkungen für den 
Aussiedlerhof Kaiser (Einschränkungen betr. zukünftige Erweiterungen oder 
Änderungen – grundb. Eintragung, dass Betrieb bereits vorhanden ist), 
Voraussetzungen für eine Bebauung, Erschließung von Bauplätzen, Verhandlungen 
im Bereich des Erschließungsgebietes westl. der Birkengasse (Antrag der UDW aus 
dem Jahr 2017 – Zuführung einer Behandlung), Lärmwerte und Auswirkungen, 
Betriebsgebiet und Vorsitzender weist abschließend nochmals darauf hin, dass es 
nicht um ein konkretes Baugebiet, sondern um die Festlegung von Widmungskriterien 
für zukünftige Bau- und Betriebsgebiete geht.  
 
GR Skarits führt an, ob auch die Berücksichtigung eines Infrastrukturbeitrages bei den 
Widmungskriterien angedacht wurde (z.B. für Schule, KG, … ein gewisser Beitrag pro 



m² im Falle des zukünftigen Verkaufes an Bauträger), was Vorsitzender im Hinblick 
auf die Schaffung von Bauplätzen für Private verneint.  
 
Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, stellt der Vorsitzende den Antrag 
den vorliegenden generellen Widmungskriterien für zukünftige Bau- und Betriebs-
/Industriegebiete positiv gegenüberzutreten.  
 

Bl.Zl. 15/2018 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, nachstehenden vorliegenden Widmungs-
kriterien für zukünftige Bau- und Betriebs-/Industriegebiete positiv gegenüberzutreten:   
 
Bauplätze :  
 

• mind. 50 % der Gesamtnettofläche (effektive Baufläche) eines neu zu 
erschließenden bzw. zu widmenden Baugebietes sind um € 55,30/m² der 
Gemeinde oder direkt an Dritte zu verkaufen – hier gilt grundsätzlich Bauzwang 
(Baubeginn innerhalb von 3 Jahren ab Vertragsabschluss) 
 

• Die Nettobauplatzfläche ergibt sich aus der Grundstücksfläche abzüglich der für 
die Erschließung erf. Verkehrsflächen (liegt in der Regel zw. 10 – 15 %)  
 

• Der oben angeführte Preis/m² gilt bis zum 31.12.2020 – danach wird dieser, im 
Falle von zukünftigen Erschließungsprojekten, an den VPI angepasst 

 
Betriebs- und Industriegründe:  
 

• Kaufpreis: € 12,50/m² der Bruttofläche – VPI ab 01.01.2021 
 

 
07) Verkauf einer Teilfläche im Bereich der Oberen Hauptstraße (Pfarrkeller) – 

Festlegung der Verkaufskriterien und Erlassung der Widmungsverordnung 
 
Vorsitzender führt aus, dass der Eingangsbereich des ehem. Pfarrkellers seit jeher im 
Bereich des öffentl. Gutes gelegen ist und nach Behandlung im Gemeindevorstand 
festgelegt wurde, dass dieser nicht direkt in die Fahrbahn mündend, sondern aus 
Sicherheitsgründen, parallel dazu errichtet werden soll, was den Eigentümern in dieser 
Form auch mitgeteilt wurde. 
 
Der geforderte Teilungsplan liegt nun vor und es geht konkret um eine Fläche von 16 
m², die bezogen auf die letzten vergleichbaren Verkäufe, indiziert (VPI) um € 35,--/m² 
verkauft werden sollte. Zusätzlich müsste auch eine Entwidmung aus dem öffentlichen 
Gut in das Gemeindegut mit entspr. VO erfolgen.  
 
Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, stellt der Vorsitzende den Antrag 
auf Umwidmung einer Teilfläche (1) aus dem Gstk. Nr. 723/1, EZ 3 im Ausmaß von 16 
m² sowie den Verkauf dieser Teilfläche zu € 35,--/m² lt. vorliegendem Teilungsplan der 
PunktGenau ZT KG, GZ. 1236a/2017 und Erlassung der entsprechenden 
Widmungsverordnung. 
 

Bl.Zl. 16/2018 



 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Umwidmung einer Teilfläche (1) aus dem 
Gstk. Nr. 723/1, EZ 3 im Ausmaß von 16 m² sowie den Verkauf dieser Teilfläche zu    
€ 35,--/m² lt. vorliegendem Teilungsplan der PunktGenau ZT KG, GZ. 1236a/2017 und 
erlässt in diesem Zusammenhang nachstehende  
 

 
Verordnung 

 
des Gemeinderates der Marktgemeinde Wulkaprodersdorf vom 28.03.2018, 
betreffend die Entwidmung öffentlichen Gutes im Bereich der Oberen Hauptstraße  
 

Gem. § 64 Abs. 1 Bgld. GO wird verordnet: 
 

 
§ 1 

 
Nachstehende Teilfläche wird aufgrund des Teilungsplanes der PunktGenau ZT KG, 
Standort Eisenstadt, GZ 1236a/17 vom 04.10.2017 aus dem öffentlichen Gut 
gewidmet: 
 

Abschreibung von   
 

Zuschreibung zu 

EZ 
 

Gstk.Nr. bez. d. 
Trennst. 

Fläche 
in m² 

EZ unter Verein. mit 
Gstk. Nr. 

3 723/1    1 16 2122 707 
 

§ 2 
                                 
Diese Verordnung tritt mit Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft. 
 

 
08) RHB Wulka – Wegesystem - Beschlussfassung 
 
Vorsitzender führt aus, dass hier bereits mehrere Diskussionen geführt wurden und 
nochmals geprüft wurde, ob ein def. Beschluss vorliegt, was nicht der Fall ist. Zur 
übermittelten Planskizze gibt es auch ein Anfragemail von GV S. Szuppin und er geht 
auf die Anfragen Punkt für Punkt wie folgt ein:  
 

1) abgesperrtes Gebiet Kirchengasse Richtung Bahnhofstr. – komplettes 
Sperrgebiet – Sonderausweisung im FlWPl?  

 
Verweis darauf, dass für alle Ge- und Verbote eine Genehmigung durch die BH 
erforderlich sein wird und es sich somit auch nur um einen Grundsatzbeschluss 
handeln wird – weiters sind Bereiche, die mit der Gemeinde Antau abgesprochen 
wurden auch entspr. abzuklären 
 

2) Bleibt der Weg entlang des Dammes grunds. gesperrt? (sollte wie jeder Weg 
in Wprod begehbar bleiben), ….  

 
Grundsätzlich sollte das nicht der Fall sein, Weg soll in Zukunft frei begehbar sein 



 
3) Ablagerungen, die sonst nirgends im Ortsgebiet erlaubt sind – Privat oder 

öffentl. Grund?  
 
Soweit auf dem Foto erkennbar, handelt es sich um Privatgrund  
 

4) Welche Rampenvariante wird gebaut? Wird nochmals mit den Anrainern 
geprochen, ….  

 
Lt. Einholung der rechtl. Auskunft durch den Bgm, ist der Beschluss des GR korrekt 
gefasst worden und eindeutig. Wenn nicht alle zustimmen, dann kommt die 
wasserrechtl. bewilligte Variante zur Ausführung -  er interpretiert den Mail-Verkehr, 
der in der letzten GR-Sitzung behandelt wurde, schon so, dass es eindeutig ist, dass 
hier die Zustimmung eines betroffenen Anrainers nicht vorliegt.  
 

5) Wird der Weg bei der Fam. Semeliker wieder zugemacht, wenn die Rampe an 
anderer Stelle gebaut wird? 

 
Auf die ursprüngl. best. Zufahrt für die RÖEE wird man jedenfalls Rücksicht nehmen 
müssen – weil es ansonsten zu einer Verlagerung des entspr. Verkehrs kommen 
würde 
 

6) Tafel „Eltern haften für ihre Kinder“, …. 
  
Klärung mit der BH – Vorschreibung im wasserr. Bescheid – Grundsatzbeschluss und 
nochmalige Abklärung 
 

7) Material des Fußweges – nicht geeignet  
 
Rücksprache folgt mit der HABAU durch DI Bodi 
 

8) Sperre des Weges für PKW entlang der Wasserbecken –  
 
Grunds. denkbar – Klärung mit der BH folgt – ev. weiterer Schranken 
 
 
Vorsitzender führt aus, dass ein Grundsatzbeschluss betreffend Wegesysteme auf 
Basis der Plangrundlage gefasst werden sollte und darauffolgend ein Termin mit der 
BH und einem SV beantragt wird.  
 
Nach Beantwortung noch weiterer auftretender Fragen stellt der Vorsitzende den 
Antrag, den Grundsatzbeschluss betreffend Wegesystem im Bereich des RHB Wulka 
auf Basis der vorliegenden Plangrundlage zu fassen und darauffolgend ein Termin bei 
der BH-EU zu beantragen.  
 

Bl.Zl. 17/2018 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Grundsatzbeschluss betreffend 
Wegesystem im Bereich des RHB Wulka auf Basis der vorliegenden Plangrundlage 
zu fassen und darauffolgend ein Termin bei der BH-EU zu beantragen. 
 



 
09) Berichte  
 

a) des Prüfungsausschusses  
b) der Obmänner/-frauen 
c) allgemein 

 
zu a)  
 
Die Obfrau des Prüfungsausschusses berichtet über die am 21.3.2018 stattgefundene 
Prüfungsausschuss-Sitzung mit dem Schwerpunkt Rechnungsabschluss 2017, der 
gemeinsam mit dem AL besprochen und auf wesentliche Merkmale, Besonderheiten 
und Fragen eingegangen wurde. Punkt 3) der TO „Arbeitsaufzeichnungen und Üstd-
Auszahlungen“ wurde nur kurz besprochen, weil noch keine ges. NS vorgelegen ist 
und es wurde überlegt, in Zukunft bei Wahlen eine einheitliche Entschädigung für die 
am Wahlsonntag tätigen Gemeindebed. festzulegen. Die nächste Sitzung soll am 
24.5.18 stattfinden (Schwerpunkt: allg. Geschäftsgebarung) – Im Sept. 2018 soll eine 
Überprüfung der Abrechnung des RHB Hirm erfolgen, weil bis dahin die Kollaudierung 
erfolgt sein sollte.  
 
zu b)  
 
Die Obfrau des UA berichtet über den am 17.3.18 stattfgef. Kräuterworkshop, der von 
Gabi Neuberger und einer Kollegin gestaltet wurde. Am 07.04. soll die alljährl. 
Flurreinigungsaktion stattfinden, zu der sie alle Gemeinderäte einladen möchte – es 
wird sich auch heuer wieder die Volksschule daran beteiligen. Am 20.04. soll eine 
Veranstaltung zum Thema Grünraumgestaltung – Verschönerung des Dorfes 
stattfinden – dazu wird aber noch separat eingeladen.  
 
Der Obmann des Generationenausschusses berichtet über den am gestrigen Tag 
erfolgten Besuch des Landesmuseums an dem 13 Kinder teilgenommen haben. Die 
Veranstaltung hat sehr gut geklappt und als Abschluss wurden Ostereier im OKZ 
gesucht - er bedankt sich bei allen, die daran teilgenommen haben, für die 
Unterstützung.   
 
zu c) 
 
Vorsitzender führt aus, dass er aufgrund der beschlossenen GO bei der nächsten 
Sitzung auf die Anfragen vor Eingang in die TO eingehen wird – bei dieser Sitzung 
geht er letztmalig unter diesem TO-Punkt darauf ein:  
 

• Anfrage von GR Mag Dihanits bez. Rattenplage im Bereich der Gartengasse – 
Es konnte nach längeren Recherchen geklärt werden, wo der Ursprung für das 
Problem liegt und man wird mit dem Eigentümer Kontakt aufnehmen und 
entspr. Maßnahmen setzen  

• Anfrage von GR Marx bez. Klettergerüst VS – zwischenzeitlich wurde eine Fa. 
bekanntgegeben, die die vom TÜV beanstandeten Mängel beheben wird – die 
Arbeiten sind, wenn es die Witterung zulässt für diese Woche geplant – 
gleichzeitig soll auch der Bodenbelag, mit dem bereits begonnen wurde, 
fertiggestellt werden – auch hier ist man aber von der Witterung abhängig 



• Anfrage der UDW-Gemeinderätin Mag. Krojer an die Abt. 2 – bez. Bildung einer 
Arbeitsgruppe im Zuge des TOP) Vergabe der det. Planungsarbeiten – Hier 
wurde die Gem. aufgefordert unter Vorlage der Niederschrift entspr. Stellung zu 
nehmen, was erfolgt ist 

• Am heutigen Tag ist eine weitere Aufforderung zu Stellungnahme von der Abt. 
2 – betr. Anfrage der UDW-Gemeinderätin S. Szuppin zur Beschlussfassung 
der Rampenpläne – eingelangt    

• Ortsbeleuchtung – Hier hat ein Gespräch mit Hrn. Schanta 
(Beleuchtungskonzept) stattgefunden – er hat darauf hingewiesen, dass sich 
puncto Technik in den vergangenen zwei Jahren doch einiges verbessert hat 
(Ausleuchtung, Lichtpunktabstände …) -  Daten von der Gemeinde werden ihm 
übermittelt und dann soll es weitere Gespräche und Informationen geben  

• Aktionsplan „Umgebungslärm“ – Ersuchen des Landes (Abt. 2) zur 
Stellungnahme zwecks Evaluierung des Aktionsplanes – diese wurde mit dem 
Hinweis auf bes. Situation der Gemeinde, Immissionsbelastungen, 
Lärmmessungen, Anträge bei der BH – Auswirkungen auf Baugebiete, geplante 
Großverkehrsprojekte, … übermittelt. 

• Kreisarzt – Am vergangenen Montag hat gemeinsam mit dem Bgm aus 
Zagersdorf ein sehr pos. Gespräch mit einem pot. Bewerber stattgefunden – 
der Name soll auf Wunsch des Bewerbers noch nicht genannt werden (Meldung 
an seinen derzeitigen Dienstgeber, …) – Frist endet am 5.4. – Fr. Dr. Kaiser 
wird das DV mit 30.6.18 beenden – Falls es aufgrund der nunmehr 3. 
Ausschreibung über die Ärztekammer zu einer Besetzung kommt – müsste der 
Monat Juli überbrückt werden – diesbezüglich gibt es allerdings bereits 
Lösungsansätze  

 
 
10) Allfälliges 
 

• Anfrage VBgm Pint, wann der Gehweg beim umgebauten Bahnübergang 
errichtet wird – Vorsitzender erwidert, dass lt. Auskunft das sobald es die 
Witterung zulässt, von der RÖEE erledigt wird 

• Anfrage GR Neuberger betr. öffentl. Bücherregal (Raika) – Vorsitzender führt 
an, dass lt. Auskunft der Raika ein Umbau des Vorraumbereiches geplant ist – 
was auch Fr. Reisner mitgeteilt worden sein dürfte 

• GV S. Szuppin berichtet über einen Termin der UDW bei der ÖBB in Wien – 
Baubescheid ist noch nicht erlassen – ÖBB zieht sich auf den Vertrag mit dem 
Land zurück – eindeutige Beauftragung an der sie festhalten (Projekt wie 
eingereicht mit P&R ….) – sie ersucht nochmals, dass ein Termin mit dem Land 
(LR Doskozil) zustande kommt, damit man gemeinsam versucht noch etwas für 
die Gemeinde herauszuholen – Thematisierung der Alternativvorschläge, 
Kosten, …. – sobald der Bescheid einmal erlassen ist, wird es praktisch 
unmöglich hier noch etwas zu bewirken –  
 
Vorsitzender antwortet, dass es ein Gespräch mit RA Schuster/Iwanschitz/AL 
in der Vorwoche gegeben hat, um auf die Stellungnahme der ÖBB 
(Immissionen) rechtzeitig zu reagieren – hier wurde mit der Gutachterin aus 
Linz/DI Leibeseder zwecks Ausformulierung nochmals Kontakt aufgenommen 
– ORF Homepage (Rahmenplan) – Verschiebung der Maßnahme um weitere 4 
Jahre, weil öffentl. Mittel fehlen – dennoch müsse man die weiteren 
Entwicklungen sehr genau beobachten 



 
VBgm führt an, dass er davon ausgeht, dass so wie von LR Doskozil zugesagt, 
die P&R-Anlage nicht gebaut wird – weil vom Infrastrukturminist. auch 
bekanntgeben wurde, dass die Schleife Ebenfurth herausgenommen wurde 
und die Kosten für die Schleife Wulkaprod. um € 700.000,-- gekürzt wurden und 
es dürfte sich bei diesen Kosten um die Kosten für die P&R-Anlage handeln – 
er weist auch darauf hin, dass in der kommenden Woche der zweite Termin von 
LR Doskozil mit der ÖBB stattfinden wird – und vor allem puncto der betr. 
Straßenanbindungen (Verlegung B 50, …) das Land in seiner Zuständigkeit 
doch noch einige mitzureden hat.  
 
GR Mag. Krojer fragt an, ob es, obwohl bereits am 01.03.18 berichtet, nicht 
möglich war innerhalb eines Monats einen Termin bei LR Doskozil zu 
bekommen, was vom Bürgermeister verneint wird.  
 
Sie ersucht den VBgm, der offens. gute Kontakte zu LR Doskozil haben dürfte, 
zu versuchen einen Termin so rasch wie möglich zu bekommen. Weiters führt 
sie an, dass zu diesem Thema sehr viele mündliche Aussagen getroffen werden 
und sie bei DI Hammerschmidt nachgefragt hat, ob der Wegfall der P&R Anlage, 
wie von LR Doskozil berichtet, tatsächlich ausverhandelt wurde, was von ihm 
schriftlich negiert wurde.  
 
VBgm Pint zeigt sich sehr überrascht darüber, weil der Wegfall der P&R-Analge 
von LR Doskozil öffentlich im Zuge einer Pressekonferenz bekannt gegeben 
wurde und er schlägt vor, hier ein klärendes gemeinsames Gespräch mit LR 
Doskozil zu suchen.  
 
GR Bochers weist darauf hin, dass die Schleife Wulkaprodersdorf bei Entfall der 
Schleife Ebenfurth, die die weit deutlichere und notwendige Zeitersparnis mit 
sich bringen würde, überhaupt keinen Sinn mehr ergibt – es sei denn, man 
möchte tatsächlich den Güterverkehr von Parndorf über die Seestrecke nach 
Wr. Neustadt bringen, was massive negative Auswirkungen mit sich bringen 
würde und er ersucht, dass auch das bei den div. Gesprächen (auch mit den 
betr. Gemeinden) thematisiert wird.  
 

• Anfrage von GR A. Szuppin zum dem am 14.4.18 geplanten Reuse-Tag – was 
hier eigentlich genau geplant ist –  
 
Bgm antwortet, dass es sich beim Reuse-Tag grunds. um eine gemeinsame 
Veranstaltung von Umweltdienst Bgld (UDB), Carla (Caritas) und der 
Marktgemeinde handelt. 
 
GR Mag. Krojer führt an, dass sie das über den Umweltausschuss in die Wege 
geleitet hat 
 
GR A. Szuppin führt an, dass er deshalb nachgefragt hat, weil hier quasi 
gleichzeitig eine Gemeindeveranstaltung und eine Veranstaltung der UDW 
stattfindet – was er nicht positiv sieht.  
 
Es entwickelt sich eine eingehende Diskussion darüber, wie dieser Termin 
zustande gekommen ist (zufällig oder nicht) – dass die eine Veranstaltung in 



der Sammelstelle und die andere unmittelbar davor stattfindet – und nach sehr 
reger Debatte führt GV S. Szuppin aus, dass die Veranstaltung der UDW auf 
einen anderen Termin verschoben wird.   
 

Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, gratuliert der Vorsitzende Frau GR 
Mag. Margarethe Krojer zum bevorstehenden Geburtstag und wünscht ihr weiterhin 
Gesundheit und alles Gute für die Zukunft.  
 
Danach schließt er um 22:23 Uhr die Sitzung.  
 
 
 

Der Bürgermeister:    Der Schriftführer:     Die Beglaubiger: 
 
 


